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… und von «Lämmern» – oder so ähnlich? 
  
9 
Ein ganz normaler «Familienzoff»… 
  
10 
Leading Case aus dem Jahr 1962: BGE 88 II 98 
  
11 












1. BGE 88 II 98… 
 … als «väterliche Ermahnungen aus Lausanne»: WERNER VON STEIGER, Urteilsrezension, ZBJV 99 
(1963) 416 
 
2. BGE 88 II 98… 
  … «würde heute wohl anders ausfallen»: PETER NOBEL/ROGER GRONER, Aktienrechtliche 
Entscheide (Bern 2006) 336 
 
3. BGE 88 II 98… 
 … weiterhin als Pflichtlektüre für Vorlesungen (z.B. an der Universität Zürich bei HANS-UELI VOGT, 





 v.a. bei Verträgen der Gesellschaft mit (Gross-)Aktionär 
 
2. Erwerb eigener Aktien 
  Rechtsänderung seit 1962… 
 
3. Gesetzesrevisionen in der Schweiz 
 (i) Eigene Aktien: Art. 659 f. OR; (ii) Gleichbehandlungsprinzip (z.B. Art. 717 Abs. 2 OR) 
14 
Erwerb eigener Aktien (und Rechtsfolgen) 
 
Art. 659 OR  
Eigene Aktien – Einschränkungen des Erwerbs 
1 Die Gesellschaft darf eigene Aktien nur dann erwerben, wenn frei verwendbares Eigenkapital in 
der Höhe der dafür nötigen Mittel vorhanden ist und der gesamte Nennwert dieser Aktien 10 
Prozent des Aktienkapitals nicht übersteigt.  
2 Werden im Zusammenhang mit einer Übertragbarkeitsbeschränkung  Namenaktien erworben, so 
beträgt die Höchstgrenze 20 Prozent. Die  über 10 Prozent des Aktienkapitals hinaus erworbenen 
eigenen Aktien  sind innert zweier Jahre zu veräussern oder durch Kapitalherabsetzung zu 
vernichten.  
 
Art. 659a OR  
Folgen des Erwerbs 
1 Das Stimmrecht und die damit verbundenen Rechte eigener Aktien ruhen.  
2 Die Gesellschaft hat für die eigenen Aktien einen dem Anschaffungswert entsprechenden Betrag 




Gleichbehandlungspflicht (VR & GV) 
Art. 717 OR  
Sorgfalts- und Treuepflicht 
1 Die Mitglieder des Verwaltungsrates sowie Dritte, die mit der Geschäftsführung befasst sind, 
müssen ihre Aufgaben mit aller Sorgfalt erfüllen und die Interessen der Gesellschaft in guten 
Treuen wahren.  
2 Sie haben die Aktionäre unter gleichen Voraussetzungen gleich zu behandeln.  
 
Art. 706 OR  
Anfechtung von Generalversammlungsbeschlüssen – Legitimation und Gründe 
1 (…) 
2 Anfechtbar sind insbesondere Beschlüsse, die 
1.–2. (…) 
3. eine durch den Gesellschaftszweck nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung oder 












Besten Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit..! 
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